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Gesundheitssystemmodernisierungsgesetz 
Stellungnahme der Bundespsychotherapeutenkammer 
 
 
Sehr geehrter Herr Kirschner, 
 
die neu konstituierte Bundespsychotherapeutenkammer ist mit dem Sachverstän-
digenrat für eine konzertierte Aktion im Gesundheitswesen der Auffassung, dass zur 
Behebung der in den einschlägigen Gutachten aufgezeigten Qualitätsdefizite ein-
schließlich der Hinweise zur Fehl-, Unter- und Überversorgung, zur Finanzierung des 
medizinischen Fortschritts unter Berücksichtigung der demographischen Entwicklung 
der Bevölkerung und zur Begrenzung der Lohnnebenkosten grundlegende Reformen 
notwendig sind, wenn eine dem Solidaritätsprinzip verpflichtete Gesetzliche Kranken-
versicherung auch in Zukunft Bestand haben soll.  
 
Die Bundespsychotherapeutenkammer unterstützt deshalb die Bestrebungen der 
Fraktionen des Deutschen Bundestages, bei der anstehenden Modernisierung des 
Gesundheitssystems eine einvernehmliche Lösung anzustreben. 
 
In Übereinstimmung mit dem Sachverständigenrat halten wir es allerdings für 
unerlässlich, dass insbesondere im Hinblick auf die gesundheitsökonomischen 
Implikationen der anstehenden Modernisierung des Gesundheitssystems die Be-
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lange der psychisch kranken Menschen und die Mitbeteiligung von psychischen und 
sozialen Bedingungen bei der Entstehung, Überwindung bzw. Bewältigung von chro-
nischen Erkrankungen besondere Beachtung finden: 
 
• 15,6 Millionen Bundesbürger der Altersgruppe 18-65 Jahre sind in irgendeiner 

Form von krankheitswertigen psychischen Störungen betroffen, nur etwa 10 % 
der in einer repräsentativen epidemiologischen Untersuchung erfassten Betrof-
fenen erhalten eine adäquate Behandlung. Bei Kindern und Jugendlichen liegt die 
Prävalenzrate krankheitswertiger psychischer Störungen bei 17,5 %, weniger als 
5 % der Betroffenen erhalten Zugang zu einer fachlich indizierten Behandlung; 

• in den vergangenen 5 Jahren sind die Krankheitsfälle und –tage wegen 
psychischer Erkrankungen um 51 % angestiegen; 

• psychische Erkrankungen und Behinderungen stellen mit 31 % die häufigste 
Ursache für Berentungen wegen verminderter Erwerbsfähigkeit dar; 

• chronisch verlaufende psychische Störungen sind nach koronaren Herzerkran-
kungen und Krebs die dritthäufigste Ursache für eine gravierende Beeinträch-
tigung der Arbeitsproduktivität; 

• psychotherapeutische Interventionen sind nachweislich effektiv und können in 
erheblichem Umfang zur Reduktion der gesamtgesellschaftlichen Krankheits-
folgekosten sowohl bei krankheitswertigen psychischen Störungen als auch bei 
chronischen körperlichen Erkrankungen beitragen, sofern sie in ausreichendem 
Umfang in der ambulanten und stationären Versorgung zur Verfügung stehen. 

 
 
Aus der Sicht der Bundespsychotherapeutenkammer sind deshalb folgende 
Anforderungen an eine Modernisierung des Gesundheitssystems zu stellen: 
 
1) Psychotherapie muss Bestandteil der medizinischen Basisversorgung  
      bleiben, der Direktzugang der Patienten darf nicht erschwert werden. 
 
2) Eine bedarfsgerechte Sicherstellung der ambulanten und stationären  
      psychotherapeutischen Versorgung setzt gesamtvertragliche Regelungen  
      sowie eine gesetzlich geregelte Bedarfsplanung und den Verbleib der  
      Psychotherapeuten in den Kassenärztlichen Vereinigungen voraus. 
 
3) Zur Unterstützung des vom Sachverständigenrat geforderten Perspek- 
      tivenwechsels in der Gesetzlichen Krankenversicherung zu einem bio- 
      psycho-sozialen Gesundheits- und Krankheitsverständnis sind die Partizi- 
     pationsrechte der Psychotherapeuten in der Selbstverwaltung zu stärken  
     sowie fachlich unbegründete Restriktionen der Berufausübung, die sich  
     sowohl kostensteigernd als auch hinderlich bei notwendigen Versorgungs 
     innovationen auswirken, zu beseitigen. 
 
 
In Abstimmung mit den im Gesprächskreis II zusammengeschlossenen 32 Verbän-
den der ärztlichen Psychotherapeuten, Psychologischen Psychotherapeuten und der 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten schlägt die Bundespsychotherapeu-
tenkammer deshalb die im folgenden detailliert aufgeführten gesetzlichen Änderun-
gen vor. 
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Änderungsvorschläge 
zum „Gesundheitssystemmodernisierungsgesetz“, 

soweit sie für den psychotherapeutischen Versorgungsbereich von 
besonderer Bedeutung sind 

 
 
I. Zuordnung der Psychotherapie zur medizinischen Basisversorgung / Ge- 

währleistung des Direktzugangs der Patienten 
 
 
GMG 27. § 67 neu 
 
In § 67 Abs. 1 ist einzufügen: „mit Ausnahme der Leistungen der Frauenärzte, 
Augenärzte und Psychotherapeuten....“ 
 
Begründung 
 
Die Besonderheiten psychischer Störungen mit Krankheitswert (hoher Verbreitungs-
grad in der Bevölkerung; starke Tendenz zur Chronifizierung; hohe gesellschaftliche 
Stigmatisierung; längere Behandlungsdauer (im Durchschnitt mindestens ein Jahr, 
wobei dieser Hinweis auf die Behandlungsdauer statistisch und nicht normativ zu 
verstehen ist) setzen einen wohnortnahen und niedrigschwelligen Zugang zur 
psychotherapeutischen Versorgung voraus. Doppelkapazitäten wie z.T. in der 
ambulanten und stationären fachärztlichen Versorgung sind nicht vorhanden. Zahl-
reiche Untersuchungen über die Fehlidentifikation und Fehlbehandlung psychischer 
Störungen in der Primärversorgung belegen zudem, dass die Anbindung an Haus-
ärzte für Patienten mit psychischen Störungen zu einer Steigerung der Krank-
heitsfolgelasten führt, denn fachpsychotherapeutischen Behandlung wird verspätetet 
oder gar nicht in Anspruch genommen. Da psychische Erkrankungen aber eine Ten-
denz zur Chronifizierung zeigen mit erheblichen Folgen zu Lasten der Kranken-
kassen und der Rentenkassen, müssen Psychotherapeuten  aus Wirtschaftlich-
keitsgründen Teil der medizinischen Basisversorgung bleiben. Sie sind auf Grund 
ihrer fachlichen Besonderheiten als eigenständige Behandlergruppe, die nicht mit 
Ärzten des fachärztlichen Versorgungsbereichs gleichzusetzen ist, im Versor-
gungssystem zu positionieren. 
 
 
GMG 9. In § 28 Abs. 4 Nr. 1 (neu) ist zusätzlich einzufügen: 
 

1.  bei Inanspruchnahme eines Frauenarztes oder Augenarztes oder eines 
Psychotherapeuten bzw. eines psychotherapeutisch tätigen Arztes gem. § 
80 Abs. 1 Satz 4 (neu), bei der Inanspruchnahme eines an der fachärztlichen 
Versorgung teilnehmenden Arztes nach den Vorgaben eines strukturierten 
Behandlungsprogramms bei chronischen Krankheiten nach § 137f oder einer 
integrierten Versorgung nach § 140a sowie bei Inanspruchnahme eines an der 
fachärztlichen Versorgung teilnehmenden Arztes in Notfällen, 

 
Begründung 
 
Ärzte, die gem. § 80 Abs. 1 Satz 4 (neu) für den psychotherapeutischen Versor-
gungsbereich optiert haben, sind funktional den Psychologischen Psychotherapeuten 
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und den Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten gleichzustellen. Dies bedeutet, 
dass Patienten beim Direktzugang zu einem ärztlichen Psychotherapeuten nicht 
schlechter gestellt werden dürfen als beim Direktzugang zu einem Psychologischen 
Psychotherapeuten oder zu einem Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten. Da 
auch ärztliche Psychotherapeuten in der Regel die somatische Abklärung nicht 
selbst, sondern von einem Hausarzt durchführen lassen, wird die vom Gesetzgeber 
gewünschte Koordinierungsfunktion des Hausarztes durch die vorgeschlagene 
Ergänzung nicht unterlaufen. Gleichzeitig wird durch die vorgeschlagene Regelung 
die Vergleichbarkeit des aus Versorgungsgründen erforderlichen Direktzugangs der 
Patienten zu den psychotherapeutisch tätigen Leistungserbringern gewährleistet. 
 
 
GMG 20. § 43 b Abs. 2 neu 
 
In § 43 b Abs. 2 neu ist „oder Psychotherapeut“ zu streichen. 
 
Begründung 
 
Gem. § 28 Abs. 4 (neu) entfällt die Praxisgebühr bei der Erstinanspruchnahme eines 
Psychotherapeuten oder eines psychotherapeutisch tätigen Arztes. Die in § 43 Abs. 
2 vorgesehene Einbeziehung der Psychotherapeuten kann deshalb ersatzlos 
entfallen. 
 
 
GMG 29. § 73 Abs. 1 b Nr. 2 
 
In § 73 Abs. 1 Nr. 2 ist zu ergänzen: „dies gilt nicht für Frauenärzte, Augenärzte und 
Psychotherapeuten.“ 
 
Begründung 
 
In § 28 Abs. 4 (neu) entfällt die Praxisgebühr bei der direkten Inanspruchnahme 
eines Psychotherapeuten. Dieser hat gem. den Psychotherapie-Richtlinien zunächst 
die Indikation für eine psychotherapeutische Behandlung zu prüfen, bevor eine konsi-
liarärztliche Untersuchung erforderlich ist. Fällt diese Prüfung negativ aus, ist auch 
eine überweisungsäquivalente Konsiliaruntersuchung bei einem Hausarzt hinfällig. 
Nach der in § 73 Abs. 1 Nr. 2 getroffenen Regelung könnte in solchen Fällen keine 
Abrechnung der erbrachten Leistungen erfolgen, obwohl der Psychotherapeut in 
besonderem Ausmaß das Wirtschaftlichkeitsgebot des SGB V beachtet hat. Die 
Regelung in § 73 Abs. 1 Nr. 2 ist daher nicht sachgerecht und widerspricht im 
übrigen dem Grundsatz, dass Psychotherapie Bestandteil der medizinischen Ba-
sisversorgung sein muss.  
 
 
GMG 47.  § 95 Abs. 1 Neueinfügung in Satz 1: 
 
„(1) An der vertragsärztlichen Versorgung nehmen zugelassene Ärzte und 
Psychotherapeuten ...“ 
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Begründung 
 
Die Ergänzung ist aufgrund der Gleichstellung von Ärzten und Psychotherapeuten 
erforderlich. 
 
 
GMG 47.  b) § 95 Abs. 2 Neueinfügung in Satz 1: 
 
aa) In Satz 1 werden das Wort „Arzt“ durch die Angabe „Zahnarzt, Hausarzt, 

Frauenarzt, Augenarzt oder Psychotherapeut“ ersetzt. 

 
Begründung 
 
Die Einfügung „oder Psychotherapeut“ ist aus Gründen der Zugehörigkeit der 
Psychotherapeuten zur medizinischen Basisversorgung erforderlich. 
 
 
GMG 47. b) § 95 Abs. 2 Einfügung nach Satz 3 (oder Psychotherapeuten): 
 
bb) Nach Satz 3 werden folgende Sätze eingefügt: 

„Um die Zulassung kann sich ein Gesundheitszentrum bewerben, dessen Ärzte in 
das Arztregister nach Absatz 2 Satz 3 Nr. 1 eingetragen und entweder Hausärzte, 
Augenärzte, Frauenärzte oder Psychotherapeuten sind; Absatz 2a gilt für die Ärzte 
eines zugelassenen Gesundheitszentrums entsprechend. 
 
Begründung 
 
Die Einfügung „oder Psychotherapeut“ ist aus Gründen der Zugehörigkeit der 
Psychotherapeuten zur medizinischen Basisversorgung erforderlich. 
 
 
GMG 55. Dem zweiten Abschnitt des Vierten Kapitels wird folgender Zehnter 
Titel mit den folgenden Änderungen bzw. Streichungen angefügt: 
 

„Zehnter Titel 
Sicherstellung der fachärztlichen Versorgung 

 
§ 106b 

Einzelverträge 
 
 (1) Die Krankenkassen, die Landesverbände der Krankenkassen oder die 

Verbände der Ersatzkassen mit Wirkung für ihre Mitgliedskassen haben zur 

Sicherstellung der bedarfsgerechten ambulanten und belegärztlichen 

fachärztlichen Versorgung mit Ausnahme der Versorgung mit Leistungen der 

Hausärzte, Frauenärzte, der Augenärzte und der Psychotherapeuten 

Verträge zu schließen. Die Verträge können abgeschlossen werden mit 
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1. geeigneten Ärzten und Psychotherapeuten, die die Voraussetzungen für 

die Eintragung in das Arztregister nach § 95a oder § 95c erfüllen, 

 

Die Erwähnung der Psychotherapeuten in den Absätzen 3, 4, 7 und 9 ist 

ebenfalls zu streichen. 

 
Begründung 
 
Die Einfügung in Abs. 1 Satz 1„...und Psychotherapeuten“ sowie die Streichung unter 
Abs. 1 Nr. 1 „und Psychotherapeuten“ sowie in den Absätzen 3,4,7, und 9 ist auf-
grund der Zugehörigkeit der Psychotherapeuten zur medizinischen Basisversorgung 
erforderlich. 
 
 
II. Definition der Leistungserbringergruppen, die den psychotherapeu-

tischen Versorgungsbereich konstituieren 
 
GMG 36. § 80 Abs. 1 Einfügung von Satz 4 (neu): 
 
„Fachärzte für Psychosomatische Medizin und Psychotherapie, alle ausschließlich 
und überwiegend psychotherapeutisch tätigen Ärzte können sich freiwillig1 für die 
Zugehörigkeit zum Versorgungsbereich Psychotherapie entscheiden und sind dann 
in der Gruppe der Psychotherapeuten aktiv wie passiv wahlberechtigt. Soweit in den 
Artikeln 
 
27 § 67 neu 
29 § 73 Abs. 1b Nr. 2 
33 § 79 Abs. 2  Satz 2 
33 § 79 b Satz 3 neu (aus Satz 2 alt wurden die Sätze 2, 3 und 4 neu) 
36 § 80 Abs. 1 Satz 3  
43 § 87 Abs. 3 Einfügung von Satz 3 
47 § 95 Abs. 2 Neueinfügung in Satz 1 
47 § 95 Abs. 2 Neueinfügung nach Satz 3 
51 § 101 Abs. 1 Satz 1 
52 § 103 Abs. 4 a 
52a § 105 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 
55 § 106 b (1) 
 
von Psychotherapeuten die Rede ist, sind diese Ärzte, soweit sie für den 
psychotherapeutischen Versorgungsbereich optieren, eingeschlossen, bzw. in § 43 b 
Abs. 2 (neu) ausgeschlossen.  
 
Begründung 
 
Um zu gewährleisten, dass die Interessen der Ärzte, die sich in der psychotherapeu-
tischen Versorgung betätigen, angemessen im psychotherapeutischen Versorgungs-

                                                 
1 Bei Übernahme der vorgeschlagenen Regelung ist der Gesetzestext durch Angabe eines Stichtages, 
bis zu dem die Option auszuüben ist, zu ergänzen. 
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bereich vertreten werden können, ist diesen Ärzten die Möglichkeit einzuräumen, für 
diesen Versorgungsbereich optieren zu können und unter dieser Voraussetzung 
dann das aktive und passive Wahlrecht auszuüben zu können. Da sich die Legal-
definition „Psychotherapeut“ nur auf Psychologische Psychotherapeuten und Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten bezieht, müssen die in den psychotherapeu-
tischen Versorgungsbereich optierenden ärztlichen Psychotherapeuten aus Ver-
sorgungs- und Gleichstellungsgründen durch die aufgeführten Verweisungen mit-
erfasst werden.  
 
 
III. Gesetzlich geregelte Bedarfsplanung für den psychotherapeutischen 

Versorgungsbereich 
 
GMG 51. § 101 ist mit der folgenden Ergänzung zu ändern: 
 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Versorgung“ die Wörter „für die 
Arztgruppen der Hausärzte, der Frauenärzte, der Augenärzte und der 
Psychotherapeuten“ eingefügt 

 
b) Absatz 4 (alt) wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Psychotherapeutisch tätige Ärzte gem. § 80 Abs. 1 Satz 4 (neu) und 
Psychologische Psychotherapeuten bilden eine Arztgruppe für den Bereich 
der Psychotherapie bei Erwachsenen. Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten sowie psychotherapeutisch tätige Ärzte gem. § 80 Abs. 1 Satz 4 (neu) 
mit einer Abrechnungsgenehmigung für Psychotherapie bei Kindern und 
Jugendlichen und Psychologische Psychotherapeuten mit einer Abrech-
nungsgenehmigung für Psychotherapie bei Kindern und Jugendlichen bilden 
eine Arztgruppe für den Bereich der Psychotherapie bei Kindern und Jugend-
lichen.“ 
 
c) Der in GMG 51 vorgesehene Absatz 4 wird dann neu Absatz 5, der alte 

Absatz 5 wird dann neu Absatz 6 
 

Begründung 
 
Die Einbeziehung der Psychotherapeuten in die Bedarfsplanungsregelung gem. § 
101 SGB V ist aus Gründen der Sicherstellung einer flächendeckenden und 
wohnortnahen psychotherapeutischen Versorgung der Bevölkerung unerlässlich. 
Die in Abs. 4 Satz 5 ursprünglich vorgesehene Privilegierungsklausel ist aus 
Gründen der Fehlallokation von Behandlungsressourcen ersatzlos zu streichen. 
Die bisherige gemeinsame Bedarfsplanung für Erwachsenenpsychotherapeuten 
und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten hat sich als ungeeignet 
erwiesen, die Versorgungsmängel im Bereich der Psychotherapie bei Kindern- 
und Jugendlichen aufzuheben. 
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GMG 52. § 103 Einfügung Absatz 4 a ist wie folgt zu ändern: 
 b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt: 

„(4a) Verzichtet ein hausärztlich, frauenärztlich, augenärztlich tätiger 
Vertragsarzt oder Psychotherapeut in einem Planungsbereich, für den 
Zulassungsbeschränkungen angeordnet sind, auf seine Zulassung, um in 
einem Gesundheitszentrum tätig zu werden, so hat der Zulassungsausschuss 
die Anstellung zu genehmigen; eine Fortführung der Praxis nach Absatz 4 ist 
nicht möglich. 

 
Begründung 
 
Die Einfügung „oder Psychotherapeut“ ist aus Gründen der Zugehörigkeit der 
psychotherapeutisch tätigen Ärzte bzw. der Psychotherapeuten zur medizinischen 
Basisversorgung erforderlich.  
 
 
GMG 52a. § 105 ist mit folgenden Ergänzungen zu ändern: 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und 
folgender Halbsatz angefügt: 

 
„zu den möglichen Maßnahmen gehört auch die Zahlung von 
Sicherstellungszuschlägen an Vertragsärzte oder Psychotherapeuten 
in Gebieten, für die der Landesausschuss der Ärzte und  Kranken-
kassen die Feststellung nach § 100 Abs. 1 getroffen hat.“ 

 
b)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

  

„(4) Der Landesausschuss der Ärzte und Krankenkassen entscheidet über die 
Gewährung der Sicherstellungszuschläge nach Absatz 1 Satz 1 zweiter Halb-
satz, über die Höhe der zu zahlenden Sicherstellungszuschläge je Arzt bzw. 
Psychotherapeut, über...“ 

 
Begründung 
 
Zum Abbau der Versorgungsdefizite im Bereich der psychotherapeutischen Versor-
gung und aus Gründen der Zugehörigkeit der Psychotherapeuten zur medizinischen 
Basisversorgung ist die Einbeziehung der Psychotherapeuten in die Regelungs-
inhalte des § 105 sachdienlich. 
 
 
IV. Stärkung der Partizipationsrechte der Psychotherapeuten in der Selbst-

verwaltung 
 
 
GMG 33.  § 79 Abs. 2 Satz 2 (Selbstverwaltungsorgane) 
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In Satz 2 ist einzufügen: „Dabei sind Hausärzte und Psychotherapeuten ent-
sprechend ihrem Anteil....“ 
 
Begründung 
 
Die bisherige 10 % - Quotierung des Sitzanteils der Psychotherapeuten in den Ver-
treterversammlungen der Kassenärztlichen Vereinigungen, die in vielen KÄVen unter 
dem tatsächlichen Mitgliederanteil liegt, hat maßgeblich dazu beigetragen, dass die 
Belange der psychotherapeutischen Versorgung – wie u.a. aus der gefestigten 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes zur angemessenen Honorierung 
psychotherapeutischer Leistungen hervorgeht - z.T. rechtswidrig vernachlässigt wur-
den. Zur Gewährleistung einer angemessenen Repräsentanz der Psychotherapeuten 
in der Vertreterversammlung als Voraussetzung für eine effektive Partizipation ist 
deshalb eine Regelung erforderlich, die dem tatsächlichen Mitgliederanteil der 
Psychotherapeuten entspricht. 
 
 
GMG 33. § 79 Abs. 4 (Vorstand) 
 
Nach Satz 2 ist Satz 3 und 4 (neu) einzufügen: „Mindestens ein Vorstandsmitglied 
muss dem hausärztlichen, dem fachärztlichen und dem psychotherapeutischen 
Versorgungsbereich angehören. Die jeweiligen Vorstandsvertreter des haus-
ärztlichen, fachärztlichen und psychotherapeutischen Versorgungsbereichs 
sind federführend an Verhandlungen mit den Verbänden der Kostenträger zu 
beteiligen.“ 
 
Begründung 
 
Die vorgeschlagene Ergänzung stellt die Repräsentanz der Hauptversorgungs-
bereiche in den Vorständen der Kassenärztlichen Vereinigungen und deren Mit-
wirkung an Vertragsverhandlungen mit den Kostenträgern sicher. Dies ist geboten, 
weil es in der Vergangenheit teilweise im Bereich der Hausärzte ( je nach Zusam-
mensetzung der Vertreterversammlungen), aber auch im Bereich der psychothera-
peutischen Versorgung zu einer ungerechtfertigten Benachteiligung der Besonder-
heiten dieser Leistungserbringer gekommen ist, was sich nachteilig auf die Wirt-
schaftlichkeit der ambulanten Versorgung ausgewirkt hat. 
 
 
GMG 33. § 79 b Satz 2 (Beratender Fachausschuss Psychotherapie) 
 
Satz 2 ist wie folgt als Satz 2, 3 und 4 neu zu formulieren: 
 
„2Der Ausschuss hat insgesamt 10 Mitglieder. 3Er besteht aus Psychologischen 
Psychotherapeuten und mindestens einem Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten sowie Vertretern der psychotherapeutisch tätigen Ärzte entsprechend 
ihrem Mitgliederanteil am psychotherapeutischen Versorgungsbereich in der 
jeweiligen Kassenärztlichen Vereinigung.4 Die Mitglieder des Ausschusses werden 
von den gewählten Vertretern der Psychotherapeuten in der Vertreterversammlung 
aus dem Kreis der psychotherapeutischen Mitglieder einer Kassenärztlichen Vereini-
gung in unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt. 
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Begründung 
 
Bundesweit werden 80 % und mehr der psychotherapeutischen Versorgung von 
Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten erbracht. Die in § 79 b Satz 2 vorgeschriebene Parität zwischen Psychotherapeu-
ten und Ärzten steht im Widerspruch zu diesen differierenden Versorgungsanteilen 
und führt zu ineffizienten, stärker an Gruppen- statt an Versorgungsfragestellungen 
orientierten Blockadehaltungen. Sie ist deshalb ersatzlos zu streichen. Durch die 
Vorgabe, dass mindestens ein Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut und Ärzte 
entsprechend ihrem Versorgungsanteil in diesem Gremium vertreten sein müssen, ist 
ein ausreichender Minderheitenschutz gewährleistet. 
 
 
GMG 36. § 80 Absatz 1 Satz 3 (Wahlen) 
 
In Satz 3 ist zu streichen: „höchstens mit einem Zehntel“. Neu einzufügen ist: 
 
„Die Psychotherapeuten wählen ihre Mitglieder der Vertreterversammlung ent-
sprechend Satz 1 und 2 mit der Maßgabe, dass sie entsprechend ihrem Anteil an 
den Mitgliedern der Kassenärztlichen Vereinigung in der Vertreterversammlung 
vertreten sind.“ 
 
Begründung 
 
Die bisherige 10 % Quotierung des Sitzanteils der Psychotherapeuten in den Ver-
treterversammlungen der Kassenärztlichen Vereinigungen, die in vielen KÄVen unter 
dem tatsächlichen Mitgliederanteil liegt, hat maßgeblich dazu beigetragen, dass die 
Belange der psychotherapeutischen Versorgung – wie u.a. aus der gefestigten 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes zur angemessenen Honorierung psycho-
therapeutischer Leistungen hervorgeht - z.T. rechtswidrig vernachlässigt wurden. Zur 
Gewährleistung einer angemessenen Repräsentanz der Psychotherapeuten in der 
Vertreterversammlung als Voraussetzung für eine effektive Partizipation ist deshalb 
eine Regelung erforderlich, die dem tatsächlichen Mitgliederanteil der Psychothera-
peuten entspricht. 
 
 
GMG 43. § 87 Abs. 3 Einfügung von Satz 3 (Bewertungsausschuss) 
 
„3Bei Fragen, welche den hausärztlichen, fachärztlichen oder psychotherapeutischen 
Versorgungsbereich betreffen, sind Vertreter der Hausärzte, Fachärzte oder Psycho-
therapeuten federführend zu beteiligen.“ 
 
Begründung 
 
Die bisherige Regelung, wonach der Vorstand der Kassenärztlichen Bundesverei-
nigung die ärztlichen Vertreter im Bewertungsausschuss unabhängig von der Zuge-
hörigkeit zu den Hauptversorgungsbereichen bestimmt, hat sich nicht bewährt. Um 
zu gewährleisten, dass die Interessen dieser Versorgungsbereiche unmittelbar im 
Bewertungsausschuss vertreten werden können, ist die Einfügung von Satz 3 
sachdienlich. 
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GMG 45 a. § 90 Abs. 4 Neueinfügung Satz 2 (Landesauschüsse) 
 
„Sofern in den Landesausschüssen Belange der hausärztlichen, fachärztlichen oder 
psychotherapeutischen Versorgung berührt werden, sind Vertreter dieser Versor-
gungsbereiche federführend hinzuzuziehen.“ 
 
Begründung 
 
Die Beteiligung von Vertretern des hausärztlichen, fachärztlichen und psychothera-
peutischen Versorgungsbereich in den Landesauschüssen ist bisher nicht hin-
reichend gewährleistet. Zur Gewährleistung einer effektiven Mitbestimmung ist die 
vorgeschlagene Ergänzung sachdienlich. 
 
 
Nicht im GMG vorgesehen, aber aus Gründen einer verbesserten Mitwirkungs-
möglichkeit der Psychotherapeuten an der Ausgestaltung der psychothera-
peutischen Versorgung erforderlich: 
 
Änderung von § 91 Abs. 2 a S. 1 und Neueinfügung von Satz 2 (Bundes--
ausschüsse): 
 
„...sind abweichend von Absatz 2 Satz 1 zehn Vertreter der psychotherapeutisch 
tätigen Ärzte bzw. der Psychotherapeuten sowie ein zusätzlicher Vertreter der 
Ersatzkassen zu benennen. Die Anzahl der Ärzte bzw. der Psychotherapeuten 
bestimmt sich nach dem jeweiligen Mitgliederanteil dieser Gruppen im psycho-
therapeutischen Versorgungsbereich.“ 
 
Begründung 
 
Bundesweit werden 80 % und mehr der psychotherapeutischen Versorgung von 
Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten erbracht. Die in § 91 Abs. 2 a S.1 vorgeschriebene Parität zwischen 
Psychotherapeuten und Ärzten steht im Widerspruch zu diesen unterschiedlichen 
Versorgungsanteilen und führt zu ineffizienten, stärker an Gruppen- statt am Versor-
gungsfragestellungen orientierten Blockadehaltungen. Sie ist deshalb ersatzlos zu 
streichen. Durch die Vorgabe in Satz 3 (alter Satz 2), dass bei den Ärzten und den 
Psychotherapeuten mindestens ein im Bereich der Psychotherapie bei Kindern und 
Jugendlichen tätiger Leistungserbringer sein muss und Ärzte entsprechend ihrem 
Mitgliederanteil in diesem Gremium vertreten sind, ist ein ausreichender Minder-
heitenschutz gewährleistet. 
 
 
GMG 49.  Einfügung in § 95 d Abs. 2 Satz 4  
 
„Vor der Entscheidung des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen ist der 
Bundesärztekammer und bei psychotherapierelevanten Fragestellungen auch 
der Bundespsychotherapeutenkammer...“ 
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Begründung 
 
Aufgrund der größeren Sachnähe der Bundespsychotherapeutenkammer bzgl. 
psychotherapierelevanter Fragestellungen ist die vorgesehen Ergänzung erforderlich. 
 
Nicht im GMG vorgesehen, aber aus Gründen einer verbesserten Mitwirkungs-
möglichkeit der Psychotherapeuten an der Ausgestaltung der psychothera-
peutischen Versorgung erforderlich: 
 
Einfügung in § 137 e Abs. 2 (Koordinierungsausschuss): 
 
„einem Vertreter der Bundesärztekammer und einem Vertreter der Bundespsycho-
therapeutenkammer...“ 
 
Begründung 
 
Der Koordinierungsausschuss befasst sich u.a. mit Fragestellungen, welche sich 
auch auf die ambulante und stationäre psychotherapeutische Versorgung beziehen. 
Eine gesetzliche Verankerung der Mitwirkung der Bundespsychotherapeutenkammer 
in diesem Gremium ist deshalb sachdienlich. Zum Ausgleich der Relation Vertreter 
der Leistungserbringer – Vertreter der Kostenträger ist auf Seiten der Krankenkassen 
ein weiterer Vertreter vorzusehen. Aufgrund der Mitgliederzahlen bei den 
Betriebskrankenkassen ist es nahe liegend, anstelle des bisherigen einen Vertreters 
zwei vorzusehen. 
 
 
GMG 91. Ergänzung in § 139 h (Deutsches Zentrum für Qualität in der Medi- 
                     zin) 
 

§ 139h 

Kuratorium 
 

 (1) Das Kuratorium besteht aus 50 Mitgliedern. Die Mitglieder werden für die 

Dauer von fünf Jahren wie folgt bestimmt: 

 

- zwei Mitglieder von der Bundesärztekammer 
- einem Mitglied der Bundespsychotherapeutenkammer 

 
 
Begründung 
 
Sofern an der Einrichtung des Deutschen Zentrums für Qualität in der Medizin fest-
gehalten wird, ist die Einbeziehung des in der Bundespsychotherapeutenkammer 
repräsentierten Sachverstands aus Gründen einer ausgewogenen Zusammenset-
zung unerlässlich. 
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V. Aufhebung von fachlich unbegründeten Restriktionen bei der psycho-
therapeutischen Berufsausübung 

 
 
Nicht im GMG vorgesehen, aber aus Gründen einer verbesserten Mitwirkungs-
möglichkeit der Psychotherapeuten an der Ausgestaltung der psychothera-
peutischen Versorgung und zur besseren Nutzung ihrer Fachkompetenzen 
erforderlich: 
Teilweise Aufhebung der Einschränkungen für Psychotherapeuten in § 73 Abs. 
2 Satz 2.  
 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 sollte lauten: 
 
„Ärztliche bzw. psychotherapeutische Betreuung bei Schwangerschaft und 
Mutterschaft“ 
 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 11 sollte lauten: „ärztliche bzw. psychotherapeutische Maßnahmen 
nach den §§ 24a und 24b,“ 
 
Abs. 2 Satz 2 sollte lauten: „Die Nummern 2, 8 und 10 gelten nicht für Psychothe-
rapeuten. In Nr. 7 ist die Verordnung von Arznei-, Verband- und Heilmitteln für 
Psychotherapeuten ausgenommen“ 
 
Begründung: 
 
Psychotherapeuten verfügen über ausgewiesene fachliche Kompetenzen zur Früher-
kennung psychischer Störungen mit Krankheitswert und können nachweislich er-
heblich zur psychischen Stabilisierung von schwangeren Frauen und von jungen 
Müttern beitragen. Im Rahmen eines psychotherapeutischen Behandlungsplans kann 
sich zudem sowohl die Notwendigkeit von ergänzenden rehabilitativen Maßnahmen, 
wie auch von Belastungserprobungen und Arbeitstherapie sowie die Anordnung der 
Hilfeleistung von anderen Personen fachlich indiziert ergeben. Dies trifft ebenfalls zu 
auf die Einweisung in entsprechende stationäre Einrichtungen sowie für die Behand-
lung in Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen und für Bescheinigungen über 
Arbeitsunfähigkeit bzw. die Verordnung von Soziotherapie.  
 
Der bisherige Ausschluss der Psychotherapeuten von derartigen Leistungserbrin-
gungsmöglichkeiten ist deshalb fachlich nicht gerechtfertigt, international unüblich 
und trägt zu vermeidbaren Kostensteigerungen bei, die sich als Folge der bisherigen 
Ausschlussbestimmungen (Mehrfachinanspruchnahme und Mehrfachdiagnostik) 
ergeben. Die vorgeschlagenen Änderungen stehen im übrigen in Übereinstimmung 
mit der Legaldefinition der psychotherapeutischen Berufsausübung in Art. 1 § 1 Abs. 
3 PsychThG, welche die psychotherapeutische Mitbehandlung von körperlichen 
Erkrankungen ausdrücklich mit einschließt. Da ein fachlich nicht indizierter Gebrauch 
bzw. ein Missbrauch derartiger Leistungen ein Verstoß gegen die Berufsordnung der 
Psychotherapeuten darstellt, ist von den vorgeschlagenen Aufhebungen der 
Leistungsbeschränkung auch kein unvertretbares Behandlungsrisiko für die 
Patienten zu erwarten. 
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VI. Stationäre Psychotherapie 
 
Nicht im GMG vorgesehen, aber aus Gründen einer verbesserten Mitwirkungs-
möglichkeit der Psychotherapeuten an der Ausgestaltung und Optimierung der 
stationären psychotherapeutischen Versorgung erforderlich: 
 
 
Einfügung in § 107 Abs. 1 Nr. 2: 
 
„fachlich-medizinisch unter ständiger ärztlicher und/oder psychotherapeutischer 
Leitung stehen, ...“ 
 
In Nr. 3: 
 
„mit Hilfe von jederzeit verfügbarem ärztlichen, psychotherapeutischem ...darauf 
eingerichtet sind, vorwiegend durch ärztliche, psychotherapeutische und pflegeri-
sche Hilfeleistung...“ 
 
In Abs. 2 Nr. 2: 
 
„fachlich-medizinisch unter ständiger ärztlicher und/oder psychotherapeutischer 
Verantwortung ... nach einem ärztlichen und/oder psychotherapeutischen Behand-
lungsplan ...“ 
 
Begründung 
 
Durch die vorgeschlagenen Einfügungen wird die in der ambulanten Versorgung 
durch das PsychThG intendierte Gleichstellung der Psychologischen Psychothera-
peuten und der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten mit psychotherapeu-
tisch tätigen Ärzten folgerichtig auf die stationäre Versorgung erweitert. Dies ist aus 
Gründen der Sicherstellung einer ambulant-stationären psychotherapeutischen Ver-
sorgungskette dringend erforderlich, da nach wie vor gravierende Kapazitätsdefizite 
im Bereich der stationären psychotherapeutischen Akutversorgung bestehen. Darü-
ber hinaus wird die Übernahme von Leitungsfunktionen in psychotherapeutisch aus-
gerichteten stationären Einrichtungen, für die Psychologische Psychotherapeuten 
und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten in gleicher Weise wie psychothera-
peutisch tätige Ärzte qualifiziert sind, durch die vorgesehenen Änderungen gesetzlich 
abgesichert.  
 
 
Einfügung in § 115 a Abs. 2 Satz 3: „im Einvernehmen mit dem einweisenden Arzt 
oder Psychotherapeut...“ 
 
 
Einfügung in § 115 a Abs. 2 Satz 5:“Eine notwendige ärztliche oder psychothera-
peutische Behandlung... durch die an der vertragsärztlichen Versorgung teilneh-
menden Ärzte oder Psychotherapeuten ....“ 
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Einfügung in § 115 a Abs. 2 Satz 6:“ Das Krankenhaus hat den einweisenden Arzt 
oder Psychotherapeut ...  sowie diesen .... jeweils beteiligten Ärzte oder Psycho-
therapeuten ...zu unterrichten“„ 
 
Begründung 
 
Die vorgesehenen Änderungen ergeben sich als Folge der vorgeschlagenen Ände-
rungen in § 73 Abs. 2 und fördern integrierte Versorgungsansätze auch im Bereich 
der Psychotherapie. 
Einfügung in § 116: „Ambulante Behandlung durch Krankenhausärzte und 
Psychotherapeuten  
 
 
Einfügung in § 116 Satz 1: „Krankenhausärzte mit abgeschlossener Weiterbildung 
und Psychotherapeuten ...“ 
 
 
Einfügung in § 116 Satz 2: “Die Ermächtigung ist zu erteilen, soweit und solange 
eine ausreichende ärztliche oder psychotherapeutische Versorgung ...... von 
hierfür geeigneten Krankenhausärzten bzw. Psychotherapeuten ....“ 
 
Begründung 
 
Die im § 116 vorgeschlagenen Ergänzungen sind geeignet, Versorgungsdefizite in 
psychotherapeutisch unterversorgten Regionen abzubauen. 
 
 
Einfügung in § 118 Abs. 1 Satz 3: „Psychiatrische Institutsambulanzen“ 
 
„Der Krankenhausträger stellt sicher, dass die für die ambulante psychiatrische und 
psychotherapeutische Behandlung erforderlichen Ärzte und Psychotherapeuten ....“ 
 
Begründung 
 
Die Ergänzung ist notwendig, um ausreichende psychotherapeutische Behandlungs-
kapazitäten im Rahmen der Psychiatrischen Institutsambulanzen sicherzustellen.  
 
 
Nicht im GMG vorgesehen, aber aus Gründen der Optimierung einer 
integrierten psychotherapeutischen Versorgung erforderlich: 
 
Einfügung in § 120 Abs. 1 Satz 1: „Vergütung ambulanter Krankenhausleistungen“ 
 
„Die im Krankenhaus erbrachten ambulanten ärztlichen und psychotherapeu-
tischen Leistung der ermächtigten Krankenhausärzte und Psychotherapeuten ...“ 
 
 
 
 
 
 



 16

VII. Einbeziehung der Psychotherapeuten in präventive Leistungen 
 
Nicht im GMG vorgesehen, aber aus Gründen einer verbesserten Mitwirkungs-
möglichkeit der Psychotherapeuten an der Ausgestaltung der psychothera-
peutischen Versorgung erforderlich: 
 
§ 23 SGB V 
 
Einfügung in den Titel: „Medizinische und psychotherapeutische Vorsorgeleis-
tungen“ 
 
Einfügung in Abs. 1 Satz 1:  
 

(1) Versicherte haben Anspruch auf ärztliche und psychotherapeutische Be-
handlung und Versorgung mit ,.... 

 
 
Begründung 
 
Der Ausschluss psychotherapeutischer Vorsorgeleistungen steht im Widerspruch 
zum Forschungsstand insbesondere zur Entstehung und Aufrechterhaltung chro-
nischer Erkrankungen, bei denen die prognostische Bedeutung von psychischen 
Risikofaktoren nachgewiesen ist (vgl. SVR 2001). Evidenzbasierte psychothera-
peutische Interventionen zur Risikomodifikation und Stressbewältigung sind nach-
weislich kosteneffizient und können in erheblichem Umfang zur Reduktion der gesell-
schaftlichen Krankheitsfolgelasten von chronischen Erkrankungen beitragen.  
 
 
VIII. Einbeziehung der Psychotherapeuten in ambulante Leistungen der Reha-

bilitation 
 
 
GMG 69. Nach § 119 ist folgender § 119a mit folgenden Änderungen einzu-

fügen: 
 

„§ 119a 
Ambulante Behandlung in Einrichtungen der Behindertenhilfe 

und Rehabilitationseinrichtungen 
 

Die Landesverbände der Krankenkassen und die Verbände der Ersatzkassen 
gemeinsam und einheitlich sind verpflichtet, mit solchen Einrichtungen der 
Behindertenhilfe und Rehabilitationseinrichtungen, die über eine ärztlich oder 
psychotherapeutisch geleitete Abteilung verfügen, Verträge über die 
ambulante ärztliche oder psychotherapeutische Behandlung von 
Versicherten mit geistiger Behinderung zu schließen, soweit und solange die 
Versicherten wegen der Art oder Schwere ihrer Behinderung oder wegen zu 
großer Entfernung zu geeigneten Ärzten oder Psychotherapeuten auf die 
ambulante Behandlung in diesen Einrichtungen angewiesen sind. Die ärztlich 
bzw. psychotherapeutisch geleiteten Abteilungen sollen mit den übrigen 
Leistungserbringern eng zusammenarbeiten. § 106b Abs. 3 Satz 1 und 2 und 
Abs. 10 gilt entsprechend.“ 
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Begründung 
 
Im Hinblick auf den spezifischen Versorgungsauftrag von Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe und von Rehabilitationseinrichtungen erscheint es wenig sachgerecht, die 
Regelungen des neu einzuführenden § 119a von einer ärztlichen Leitung abhängig 
zu machen, wenn die Leitungsfunktion in funktionaler Hinsicht mindestens ebenso 
gut von Psychotherapeuten wahrgenommen werden kann. Um eine sachgerechte 
Versorgung und eine ungerechtfertigte Benachteiligung der Psychotherapeuten zu 
gewährleisten, sind deshalb die aufgeführten Ergänzungen erforderlich. 
 
 
 
IX. Vergütung psychotherapeutischer Leistungen 
 
GMG 42 § 85 Abs. 4, Änderung in Satz 4:  
 
„Im Verteilungsmaßstab sind Regelungen zur Vergütung der psychotherapeutischen 
und psychodiagnostischen Leistungen...“ 
 
Begründung 
 
Die Änderung dient der Klarstellung, dass auch die zeitgebundenen psycho-
diagnostischen Leistungen angemessen vergütet werden müssen. In der bisherigen 
Formulierung des § 85 Absatz 4 bezog sich die Verpflichtung zur angemessenen 
Vergütung ausschließlich auf psychotherapeutische Leistungen mit der Folge eines 
Verfalls der Punktwerte für probatorische Sitzungen und Testleistungen. Für die 
Indikationsstellung und eine qualitätsgesicherte Durchführung der Psychotherapie ist 
eine sorgfältige Psychodiagnostik unerlässlich und darf durch eine unwirtschaftliche 
Vergütung nicht verhindert werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
              Dipl.-Psych. Detlev Kommer 
Präsident der Bundespsychotherapeutenkammer 
 




